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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
mit Antwort der Landesregierung
- Drucksache 17/3396 -

Zukunft kleiner Grundschulen - Was plant die Landesregierung?

Anfrage der Abgeordneten Bernd-Carsten Hiebing und Kai Seefried (CDU) an die Landesre-
gierung,
eingegangen am 28.04.2015, an die Staatskanzlei Ubersandt am 04.05.2015

Antwort des Niedersachsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung vom
28.05.2015,
gezeichnet

In Vertretung des Staatssekretérs

Michael Markmann

Vorbemerkung der Abgeordneten

Im Jahresbericht 2014 des Landesrechnungshofs forderte dieser nach einer Priifung von Grund-
schulstandorten, das Land solle ,fur Grundschulen eine verbindliche Mindestschilerzahl von 50¢
vorgeben. Die Landesregierung ist bislang diesem Vorschlag nicht gefolgt. Am 5. August 2014
kommentierte eine Sprecherin von Kultusministerin Heiligenstadt (SPD) die Ergebnisse des Lan-
desrechnungshofs gegeniiber dem Weser-Kurier so: ,Man nehme die Anregungen des Rech-
nungshofes ernst und werde sie in ,partnerschaftlichen Gesprachen* mit den kommunalen Spitzen-
verbénden erdrtern.”

Far April 2015 hat der Landesrechnungshof gegentber einzelnen Kommunen als Grundschultra-
gern erneut eine Prifung angekindigt. Die Neue Osnabriicker Zeitung berichtete dazu am
1. Februar 2015: ,Bekanntlich will der Landesrechnungshof in den kommenden Monaten etwa
50 Zwergschulen auf ihre Wirtschaftlichkeit hin prifen. Davon betroffen sind im Weser-Ems-Gebiet
21 Grundschulen, im Landkreis Emsland 15, bei denen die Schilerzahl unter 50 liegt. Eine Schlie-
Rung an dieser Zahl festzumachen, halt die emslandische Kreisverwaltung fur ,nicht zielfihrend.*

Vorbemerkung der Landesregierung

In seinem Jahresbericht zur Haushalts- und Wirtschaftsfihrung 2014 empfiehlt der Niedersachsi-
sche Landesrechnungshof, dass das Land fir Grundschulen eine verbindliche Mindestschilerzahl
von 50 festschreiben sollte.

Im Rahmen der von der Landesregierung vorgenommenen Anhdrung zu dem von ihr in den Land-
tag eingebrachten Gesetzentwurf zur Anderung des Niedersachsischen Schulgesetzes
(Drs. 17/2882) ist den kommunalen Spitzenverbdnden zu dieser Empfehlung des Landesrech-
nungshofs Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden. In der genannten Drucksache wird
dazu Folgendes ausgefiihrt: ,Eine weitere Regelung zur MindestgroRe von Schulen soll nicht erfol-
gen. Der Niederséchsische Stadte- und Gemeindebund begruf3t ausdricklich, dass nicht dem Vor-
schlag des Niederséchsischen Landesrechnungshofs gefolgt wurde, die Mindestschilerzahl von
12 auf 50 zu erhdhen.”

Im Rahmen der vom Landtag durchgefiihrten Anhérung fuhrt die Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Spitzenverb&dnde Niedersachsens mit Schreiben vom 18.03.2015 (Vorlage 44 zu
Drs. 17/2882) ferner aus: ,Der NSGB begrif3t ausdriicklich, dass das MK in seinem GE nicht den
Vorschlagen des Landesrechnungshofs gefolgt ist, die Mindestschiilerzahl an Schulen von zwdélf
auf 50 zu erhdhen (8 1 Abs. 2 Satz 1 NSchG)."
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Derzeit fihrt der Landesrechnungshof eine weitere Priifung ,Auswirkungen der demografischen
Entwicklung auf den Bestand von Grundschulen II* durch. Die Prifung bezieht sich auf das ord-
nungsgemafe und wirtschaftliche Handeln der Kommunen als Schultrager angesichts der vielerorts
zurickgehenden Schulerzahlen. Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine weitere Prifung des
Landesrechnungshofs im eigentlichen Sinne, sondern um eine Uberortliche Kommunalpriifung.
Diese obliegt gemaf § 1 Abs. 1 des Niedersachsischen Gesetzes uber die tberoértliche Kommunal-
prufung (NKPG) dem Prasidenten des Landesrechnungshofs. Adressaten dieser Priifungen sind
nicht das Land oder einzelne Schulen, sondern Kommunen als Schultréger von Grundschulen. In-
sofern sind die in der Vorbemerkung der Abgeordneten aus der Presseberichterstattung zitierten
Aussagen nur zum Teil zutreffend.

1. Welche Ergebnisse haben die ,,partnerschaftlichen Gesprache* des Kultusministeriums
mit den kommunalen Spitzenverbanden zur Frage der Grundschulstandorte bislang er-
geben?

Auf die Vorbemerkung der Landesregierung wird verwiesen.

2. Plant das Kultusministerium noch fiir diese Legislaturperiode die Einfiihrung einer
Mindestschilerzahl fir Grundschulen oder eine andere Veranderung der Verordnung
zur Schulorganisation in Bezug auf die Grundschulen?

Eine Veranderung hinsichtlich der Anforderungen an die Mindestgré3e von Grundschulen ist nicht
geplant.

3. Inwieweit ist die erneute Prifung der Grundschulstandorte durch den Landesrech-
nungshof mit dem Kultusministerium abgestimmt?

Der Préasident des Landesrechnungshofs besitzt fur die Wahrnehmung der Aufgaben der tberortli-
chen Kommunalprifung gemaR § 8 Abs. 1 NKPG i. V. m. § 5 Abs. 1 des Gesetzes uber den Lan-
desrechnungshof und Artikel 70 der Niedersachsischen Verfassung richterliche Unabhangigkeit.
Nach Auskunft des Landesrechnungshofs erfolgt eine Abstimmung der uUberdrtlichen Prifung mit
der Landesregierung nicht. Allerdings wirkt bei der Prufungsplanung der tberdértlichen Kommunal-
prifung gemal 8 7 Abs. 2 Satz 2 NKPG ein Priifungsbeirat beratend mit. Auch die in Rede stehen-
de Prifung wurde im Rahmen der Prifungsplanung mit dem Beirat erdrtert. Im Prufungsbeirat sind
gemal § 7 Abs. 1 NKPG die oberste Kommunalaufsichtsbehérde (Ml), der Niedersachsische Stad-
te- und Gemeindebund, der Niedersachsische Stadtetag und der Niedersachsische Landkreistag
vertreten.

4. Welche Grundschulen werden in die aktuelle Prifung durch den Landesrechnungshof
einbezogen (bitte die einzelnen Schulen sortiert nach Schultragern auflisten)?

Wie in der Vorbemerkung der Landesregierung bereits ausgefihrt, sind nicht Schulen selbst Ge-
genstand der aktuellen Prifung des Landesrechnungshofs, sondern Kommunen als Schultrager
von Grundschulen.

In die Prufung hat der Landesrechnungshof zwolf Kommunen einbezogen, in denen die Schiler-
zahlen rucklaufig sind und die zudem Trager von drei oder mehr Grundschulen sind. Im Sinne einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Kommunen werden vom Landesrechnungshof die Na-
men der fur das laufende Priifungsverfahren ausgewahlten Kommunen nicht bekanntgegeben.

(Ausgegeben am 09.06.2015)



	Drucksache 17/3614
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort der Landesregierung - Drucksache 17/3396 -
	Zukunft kleiner Grundschulen - Was plant die Landesregierung?
	Anfrage der Abgeordneten Bernd-Carsten Hiebing und Kai Seefried (CDU) an die Landesregierung,eingegangen am 28.04.2015,
	Antwort des Niedersächsischen Kultusministeriums

